
Dem Urteil liegt folgender verkürzt wiedergegebener Sach-

verhalt zugrunde: In einer Mietwohnung war ein Brandscha-

den entstanden, dessen Ursache in der Beweiserhebung 

– möglicherweise infolge der zusätzlichen starken Löschwas-

sereinwirkung – nicht aufgeklärt werden konnte. Als rein the-

oretische Schadensursache verblieben nach dem Sachver-

ständigengutachten: Zündeln der Kinder der Mieterin, defekte 

Stereoanlage, Defekt im Sicherungskasten oder in elektri-

schen Leitungen. 

Die Klägerin (Brandversicherung der Vermieterin) trug vor, 

dass angesichts der ungeklärten Brandverursachung die 

Beklagte (Mieterin) sich hinsichtlich der Verursachung des 

Brandes entlasten müsse, weil der Brand unzweifelhaft von 

den von der Mieterin benutzten Räumen ausgegangen sei. 

Sie selber müsse hingegen rein theoretische Ursachen wie 

einen Defekt im Sicherungskasten nicht ausräumen. Außer-

dem unterliege auch der Sicherungskasten dem Mietge-

brauch des Mieters, da er sich in dessen Einflussbereich 

befinde. Die beklagte Mieterin berief sich dem gegenüber 

darauf, dass die Klägerin den Beweis zu erbringen habe, dass 

der Schaden auf den Mietgebrauch (ausgehend etwa von 

einem Defekt der Stereoanlage) zurückzuführen sei. 

Beweis für Brandursache fehlte

Das OLG München hat die Klage in zweiter Instanz abgewie-

sen, weil die Klägerin den ihr obliegenden Beweis dafür, dass 

der Brand auf den Mietgebrauch zurückzuführen sei, nicht 

erbracht hat. Nach den Ausführungen des Sachverständi-

gen sei nicht geklärt, ob der Brand auf einem Mietgebrauch 

der Beklagten oder auf der Beschaffenheit der Mietsache 

beruhte. Die Brandursache folge nicht schon deshalb aus 

dem Mietgebrauch, weil feststeht, dass der Brand in einem 

von der Mieterin gemieteten Raum ausbrach. Zwar liegen die 

Mieträume in der Obhut und dem Einflussbereich des Mie-

ters, während der Vermieter nur beschränkten Zugang dazu 

hat. Allein aufgrund der räumlichen Nähe fallen aber nicht alle 

denkbaren Ursachen dem Mieter zu Last. 

Der Einwand der Klägerin, der Sicherungskasten sei dem 

Verantwortungsbereich der Mieterin zuzuordnen, weil er zur 

standardmäßigen Ausstattung der Wohnung gehöre, gehe 

daher fehl. Für den ordnungsgemäßen Zustand des Siche-

rungskastens und der elektrischen Leitungen ist ausschließ-

lich der Vermieter gemäß § 536 BGB verantwortlich, sofern 

nicht eine andere individualvertragliche Vereinbarung vor-

liegt. Der Sicherungskasten muss vom Vermieter gewartet 

werden, um dem Mieter den ungestörten Mitgebrauch an der 

Wohnung zu gewährleisten. Davon ausgehende Gefahren fal-

len daher dem Vermieter zur Last. 

Solange demnach als mögliche Brandursache auch ein 

Defekt an den in den Verantwortungsbereich der Vermieter 
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fallenden elektrischen Einrichtungen in Frage komme, müsse 

die Klägerin diese Gefahrenquelle als Schadensursache aus-

räumen. Das Gericht führt weiter aus, dass insbesondere bei 

Brand- und Wasserschäden sowohl Ursachen aus dem Ver-

antwortungsbereich des Vermieters als auch des Mieters in 

Betracht kommen. 

Instandhaltung ist Angelegenheit des Vermieters

Wäre der Mieter in diesem Falle gezwungen, den Entlastungs-

beweis zu erbringen, müsste er sich mit technischen Einrich-

tungen des Hauses befassen, deren Instandhaltung Angele-

genheit des Vermieters ist. Die Wartung und Überwachung 

der elektrischen Einrichtungen eines Hauses liegt in der 

Regel im alleinigen Risiko- und Verantwortungsbereich des 

Vermieters. 

Anmerkung

Das Urteil stellt keine neuen Rechtsgrundsätze zur Beweis-

lastverteilung bei Schadensfällen im Mietwohnungsbereich 

auf, es ist aber in seiner Beurteilung des Verantwortungsbe-

reichs des Vermieters für die technischen Einrichtungen und 

insbesondere die elektronische Anlage in privat genutzten 

Wohnungen sehr deutlich. Das Urteil nennt keine Wartungs- 

oder Prüfintervalle. Entsprechende Regelungen sind DIN 

VDE 0105 Teil 100 Betrieb von elektrischen Anlagen (Oktober 

1997) zu entnehmen. Gegenüber der früheren Norm Betrieb 

von Starkstromanlagen ist der Anwendungsbereich dieser 

Norm in keiner Weise eingeschränkt. Sie gilt auch für elektri-

sche Anlagen in Wohnungen. 

Die DIN VDE 0105 bestimmt, dass elektrische Anlagen in 

geeigneten Zeitabständen geprüft werden müssen. Mit der 

Anmerkung Prüffristen sind zum Beispiel in Gesetzen (Gerä-

tesicherheitsgesetz), Verordnungen, Unfallverhütungsvor-

schriften der Un-fallversicherungsträger, Sicherheitsvor-

schriften der Schadensversicherer festgelegt, gibt die Norm 

eine Interpretationshilfe zum Begriff geeignete Zeitabstände. 

Normativer Maßstab für elektrische Anlagen

Normativen Maßstab für elektrische Anlagen in Wohnun-

gen bieten die Durchführungsanweisungen zu § 5 der VBG 4 

(entspricht heute der DGUV Vorschrift 3) elektrische Anlagen 

und Betriebsmittel. Demnach sind ortsfeste elektrische Anla-

gen zumindest alle vier Jahre durch eine Elektrofachkraft auf 

ordnungsgemäßen Zustand zu prüfen. Für Räume und Anla-

gen besonderer Art (DIN VDE 0100 Gruppe 700) verkürzt sich 

– für die unter den Geltungsbereich der VBG 4 (entspricht 

heute der DGUV Vorschrift 3) fallenden Anlagen – die Prüf-

frist auf ein Jahr.

Prüfungen sind also dem Vermieter bei Umbau- und Reno-

vierungsarbeiten oder bei einem Mieterwechsel dringend 

nahe zu legen, so die Empfehlung des Fachverbandes Elek-

tro- und Informationstechnik Baden-Württemberg.   (B)
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E-CHECK-Kosten sind Betriebskosten und damit  

umlagefähig auf Mieter

Urteil des Bundesgerichtshofes vom 14. Februar 

2007 - VIII ZR 123/06: Wiederkehrende Kosten, die 

dem Vermieter zur Prüfung der Betriebssicherheit 

einer technischen Anlage – im vorliegenden Fall 

eine Elektroanlage – entstehen, sind Betriebskos-

ten, die bei entsprechender ausdrücklicher Ver-

einbarung der Mietvertragsparteien als „sonstige 

Betriebskosten“ im Sinne von § 2 Nr. 17 Betriebs-

kostenverordnung (bzw. Anlage 3 Nr. 17 zu  

§ 27 der II. Berechnungsverordnung) auf den Mie-

ter umgelegt werden können. 

Damit diese Entscheidung auch von den 

E-CHECK-Betrieben genutzt werden kann, hat die 

Innungsorganisation spezielle Werbemittel hierzu 

entwickelt. Ein Info-Flyer sensibilisiert gezielt Ver-

mieter und kann von den lizenzierten E-CHECK-

Betrieben, die darüber hinaus auch E-Markenbe-

triebe sind, über den FEU Shop (Artikel-Nr. 2184) 

bezogen werden.  (B)

Der aktuelle Info-Flyer für Vermieter. Grafik: ArGe Medien im ZVEH


